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Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
aris, 10. April, Abends. Das heutige „Pays“ ſagt: 
Wir haben Nachrichten, daß die auf Malta genommenen 
maritimen Maßnahmen einen anderen Zweck als den die Er⸗ 
haltung der Junſel zu ſichern, hätten. Es iſt Ordre zu aus: 
gedehnter Verproviantirung der Inſel ertheilt und die Gar⸗ 
nifon in Vorausſicht der Einſchiffung eines Expeditionscorps 
auf 8000 Maun gebracht worden. Die Verlängerung der 
ö Occupation Syriens ſei dieſen Maßnahmen nicht fremd. 
Ein Gerücht ſagt, England würde einen Punkt auf dem 
Territorium zwiſchen Syrien und Egypten beſetzen. 
St. Petersburg, 10. April, Morgens. Das „Journal de St. Peters: 
bourg“ meldet aus Warſchau vom 7, d., daß an dieſem Tage daſelbſt eine 
roße Kundgebung ftattgefunden habe. Die in den Straßen aufgeſtellten 
Peper zerſtreuten die Volksmaſſen. Am 8. wurde eine zahlreiche Volks⸗ 
menge, die ſich vor dem Schloſſe eingefunden hatte, mit Gewalt auseinander 
getrieben. Der Konflikt zwiſchen Volk und Truppen erneuerte ſich hierauf 
mehreremale. Zehn Einwohner wurden getödtet, eben fo viele verwundet, 
45 verhaftet. Von den Truppen wurden 5 Mann getödtet. 5 
„Wien, 10, April, Morgens. Die heutige „Wiener Zeitung“ enthält in 
ihrem amtlichen Theile das Proteſtanten⸗ Patent für die deutſch⸗ſlaviſchen 
Kronländer, einſchließlich Tyrol. Die Hauptbeſtimmungen des Patents ſind: 
Selbſtändige Ordnung, Verwaltung und Leitung der kirchlichen Angelegen⸗ 
4 heiten; Zuſicherung der vollſten Freiheit des Glanbensbekenntniſſes. Sämmt⸗ 
5 liche frühere Beſchränkungen in Rückſicht auf Errichtung von Kirchen mit 
hürmen, Glocken, Begehungen von religiöſen Feierlichkeiten, des Bezuges 
von Büchern und Schriften ſind aufgehoben. Die Gliederung der Vertre⸗ 
tung und der Verwaltung beſteht in vier Abſtufungen: in Pfarrgemeinden, 
Senioraten, Superintendenzen und einem evangeliſchen Ober⸗Kirchenrathe 
mit einer Generalſynode zur Seite. Die freie Verwaltung von Kirchen-, 
| Schul⸗ und Wohlthätigkeitsſachen, die freie Wahl von niederen und höheren 
‚ Seelſorgern wird geſtattet. Der Vorſitzende und die Räthe des Ober⸗Kirchen⸗ 
raths werden vom Kaiſer ernannt. Die von der Generalſynode beſchloſſenen 
Kirchengeſetze bedürfen der Sanction des Kaiſers. Mit Genehmigung des 
Miniſteriums ſteht die Berufung von Ausländern für den Schul- und Kirchen⸗ 
dienſt frei. Stolgebühren und ähnliche Leiſtungen der Proteſtanten an katho⸗ 
liſche Geiſtliche, Meßner, Schullehrer oder für Zwecke des katholiſchen Kul⸗ 
tus, ſind aufgehoben. Bei Regelung und Handhabung der kirchlichen Ange⸗ 
legenheiten der Evangeliſchen ſind ohne Ausnahme ausſchließlich die Grund⸗ 
übe der eigenen Kirche maßgebend. In Cheſachen bleibt vorläufig das bür- 
gerliche Geſesbuch zu Recht 1 Nach Feſtſtellung des proteſtantiſchen 
Eberechts wird die Chegerichtsbarkeit ausſchließlich von epangeliſch⸗kirchlichen 
b Gerichtsbehörden ausgeübt werden. Im Miniſterium ſoll eine eigene aus 
Proteſtanten beſtehende Abtheilung für Kultus- und Unterrichtsſachen er: 
richtet werden. Den Proteſtanten ſteht der Vollgenuß der bürgerlichen und 
politiſchen Rechte zu, und ſtehen denſelben alle Staatsämter, einſchließlich 
Gerichtsſtellen, offen. Für Kirchen⸗ und Schulzwecke der Evangeliſchen wer: 
den Beiträge aus dem Staatsſchatze zugeſichert. Die Gründung von Kir⸗ 
chen, Unterrichtszwecke befördernder Vereine und Vereins verbindungen mit 
dem Auslande ſind geſtattet. ? 5 RR 
1 Das Patent iſt von dem proteſtantiſchen Kriegsminiſter Degenfeld mit 
unterzeichnet. 
Die „Wiener 
3 vom 9, d 


9. April. 
Es en 900 Gewehre mit Beſchlag belegt und 53 Perſonen 
In Caſtiglione haben die Inſurgenten Grau amkeiten begangen. 
f Mehrere Perſonen, die wichtige Papiere im Beſitze hatten, ſind verhaftet 
worden. — In Neapel ſelbſt hat eine kleine, reſultatlos gebliebene mura⸗ 
lliſtiſche Manifeſation ſtattgefunden. 
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Ztg.“ enthält ferner eine Verordnung des Staatsmini⸗ 
„ wodurch die innere Verfaſſung der evangeliſchen Kirche 
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| Neapel, In Caſerta iſt eine ſtrenge Unterſuchung angeord- 


net worden. 
verhaſtet. 
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Warſchauer Vorgänge. 
Warſchau, 9. April. Bei dem Haſſe und der Aufregung, 
welche ſowohl auf Seiten des polniſchen Publikums, als auch bei den durch 
14 Tage ununterbrochen in Anſpruch genommenen Soldaten vorherrſchte, 
bedurfte es nur geringer Veranlaſſung, um blutige Scenen berbeizu: 
rufen. Beſtimmt iſt, daß gegen 6 Uhr, als ſich die Volksmaſſen vor 
dem Schloſſe immer mehr anhäuften, unter Trommelſchlag ein Parla 
mentär hervorgetreten iſt und zum Auseinandergehen aufgefordert hat. 
Man antwortete ihm mit Pfeifen, Ziſchen und Hohngelächter. Hierauf 
ritten die auf dem Platze befindlichen Gendarmen gegen die Maſſen ein, 
wurden aber mit Steinen empfangen, ſo daß ſie von der blanken Waffe 
Gebrauch machen mußten. Später rückte die Infanterie mit gefälltem 
Bayonnet vor. Die Soldaten des erſten Gliedes derſelben wurden 
aber vom Volke an den Füßen gepackt und überrücks zurückgeworfen, 
da gab das zweite Glied Feuer, und eilte den Fliehenden nach, ſich 
theilweiſe des Bayonnetes, theilweiſe des Gewehrkolbens bedienend, ab 
und zu wiederum Feuer gebend. Die Wuth der Soldaten hatte einen 
hohen Grad erreicht, Verwundete wurden nicht geſchont, ſondern in 
mehreren Fällen mit dem Kolben vollends zu Boden geſchlagen. Die 
Artillerie⸗Salven waren, wie wir ſchon geſtern richtig vermutheten, nur 
Signal⸗ und Schreckſchüſſe. Man behauptet, daß auch von der Ci⸗ 
tadelle blinde Schüſſe abgefeuert worden find. Die Raketen, welche 
für aus der Citadelle geworfene Bomben gehalten wurden, haben ein 
furchtbares Entſetzen hervorgebracht. Die nach allen Seiten fliehen⸗ 
den, wirr durcheinander ſchreienden Männer, Frauen und Kinder wies 
ſen angſtvoll nach der Höhe, in welcher die vermeintlichen glühenden 

omben ſichtbar waren. Die Scene war, ſelbſt weit entfernt vom 
eigentlichen Schauplatz, eine entſetzliche. Der Donner der Kanonen, 


e berbeifprengende Kavallerie, das dumpfe Raſſeln der Artillerie mach⸗ 


ten auch den Herzhafteſten erbeben; ab und zu wurde ein Verwunde⸗ 
ter vorbeigeführt er be dazu das Jammern der Frauen, mit 
einem Worte, der Eindruck war ein tieferſchütternder. Die Zahl der 
Todten und Verwundeten ſoll nahezu hundert betragen; Frauen 
und Kinder befinden ſich darunter. Denn die Unthätigkeit, mit 
welcher die Regierung bis dahin alle Demonſtrationen hingenommen, 
hatte das Publikum ſicher gemacht, und eine Menge von bloßen Neu⸗ 
gierigen, welche gewiß nicht zu demonſtriren beabſichtigten, nach dem 
Schauplatz geführt. Die nach dem Hotel de l Europe und mehreren 
anderen Privatgebäuden gebrachten Todten und Verwundeten wurden 
in der Nacht nach den Hoſpitälern geführt. Die Truppen kampirten 
die ganze Nacht über auf den freien Plätzen der Stadt. Der Bela: 
gerungszuſtand iſt bis jetzt noch nicht proklamirt, man erwartet die 
Veröffentlichung deſſelben mit Beſtimmtheit im Laufe des heutigen Tages. 
Nachmittags 2 Uhr. Soeben von einem Rundgange durch die 
Stadt heimgekehrt, berichten wir Ihnen über die Eindrücke, die wir 
empfangen. Die öffentlichen Gebäude, als die Commandantur, das 
Statthalterpalais, das Schloß, die Bank, der Bahnhof find militärisch 
beſetzt. Vor dem Schloſſe und auf dem Sächſiſchen⸗Platze liegen In⸗ 
fanterie, Kavallerie und Artillerie. Das Ganze macht den Eindruck 
eines Feldlagers. Die Straßen ſind zahlreich beſucht; in der Krakauer⸗ 
Vorſtadt, der Senatorenſtraße und in der Nähe des königl. Schloſſes 
find die Volksmengen ſogar fo bedeutend, daß man ſich durchzudrängen 
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* gezwungen iſt. Stehenbleiben wird nicht geſtattet. Wer nicht augen⸗ 
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blicklich gehorcht, wird ſofort in Haft genommen. - 
Das Nationalkoſtüm und die Trauerzeihen find gänzlich verſchwun⸗ 
den; man ſagt, daß das Militär die mit ſolchen Zeichen am Morgen 
ſichtbar gewordenen Perſonen angehalten und ihnen dieſelben gewaltſam 
abgeriſſen habe. Alle Läden, alle Werkſtätten, alle Bureaus ſind 
geſchloſſen. 

Während der Vormittagsſtunden war wiederholt das Gerücht ver⸗ 
breitet, daß auch heute wiederum das Militär gegen das Publikum 
eingeſchritten ſei. Glücklicherweiſe haben ſich alle dieſe Mittheilungen 
als unwahr erwieſen. Dagegen erwartet und fürchtet man für heute 
Abend einen nochmaligen und diesmal ernſten Zuſammenſtoß. Die 


Handwerksgeſellen ſollen die Abſicht haben, ſich bewaffnet dem Militär 


entgegenzuſtellen. Wolle Gott dies verhüten! 

Abends 6 Uhr. Alles iſt fill geblieben. Die Truppen bivoua⸗ 
kiren auch dieſe Nacht auf allen freien Plätzen. Nach genauer einge⸗ 
zogenen Nachrichten find am geſtrigen Tage keine Kanonen gelöjt wor: 
den. Die Schüſſe rührten von den Brandraketen her, welche mit Ka⸗ 
nonenſchlägen geladen waren. — Bis dieſen Augenblick ſind die Zei⸗ 
tungen nicht ausgegeben, was darauf ſchließen läßt, daß wichtige, erſt 
ſpät den Redactionen mitgetheilte Bekanntmachungen die Ausgabe 
verzögern. 


P r e u gem 
Landtag. 


K. C. 32. Sitzung des Hanfes der Abgeordneten, am 9. April. 
(Schluß.) 

Abg. v. Ammon: Er müſſe ſich wundern, daß der Miniſter gerade ihm 
eine Unkenntniß der Geſetze vorgeworfen und ihn dabei ganz hart fixirt 
habe (große Heiterkeit), da er doch nur daſſelbe geſagt, wie der Abg. von 
Vincke. Er habe nur nachzuweiſen geſucht, daß eine Abtheilung des Poli⸗ 
zeipräſidiums etwas Anderes ſei, als das Plenum der Regierung, und faſt 
alle Vorredner hätten dies gerechtfertigt. — Miniſter des Innern: Er habe 
dem Vorredner nicht Unkenntniß der Geſetze vorwerfen, nur die Regierung 
gegen den ihr von ihm gemachten Vorwurf der unvernünftigen Interpreta⸗ 
tion verwahren wollen. Die Resleruug betrachte das Polizeipräſidium als 
ihren Vetreter und glaube dazu berechtigt zu ſein. Ueber die Zweckmäßig⸗ 
keit des Amendements Riedel wolle er ſich jetzt nicht ausſprechen; ſollte es 
angenommen werden, ſo werde es die Regierung in Erwägung ziehen und 
prüfen, ob ſie ſich ihm anſchließen könnte. Wenn er den geehrten Abg. 
(v. Ammon) zu ſcharf fixirt habe, fo thue ihm dies leid (Heiterkeit). Der 
Präſident: Der Miniſter habe den Abg. v. Ammon nicht richtig verſtan⸗ 
den; derſelbe habe nicht von unvernünfliger Interpretation der Geſetze ge⸗ 
ſprochen, ſondern von logiſchem und grammatiſchem be und dies 
ſei mit jenem nicht identiſch; er würde nicht geduldet haben, daß ein Abg. 
einer Regierungsvorlage den Vorwurf der Unvernünftigkeit mache. — Abg. 
v. Ammon: Er habe weder von ee noch von unvernünftiger 
c men g del Abg. W — er: Don. ee var ER bie) ige 
Polizeipräſidium als Collegium verhandelt, z. B. über Preßconceſſions⸗Ent⸗ 

40 ; die A n. Bata, fon müſſe man 
der Regierung in Stralſund das in Frage ſtehende Recht ganz nehmen, denn 
da ſeien noch weniger als fünf. — Abg. Gneiſt: Daraus, daß daß Po⸗ 
lizeipräſidium in einem Geſetze, dem Disciplinargeſetze, einem Regierungs⸗ 
collegium gleichgeſtellt ſei, folge noch nicht, daß in einem anderen Geſetze 
„Plenarbeſchluß der Regierung“ bedeute, „Polizeipräſidium in Berlin“; dies 
zur Erwiderung auf eine Rechtsbelehrung, deren er von dem Abg. Wagener 
wahrlich nicht bedürfe. (Heiterkeit). 

Die Discuſſion wendet ſich zu dem Amendement Wagener: die betreffende 
Verhandlung vor der Regierung öffentlich ſein zu laſſen, ferner: das Recht 
des Recurſes dem Verklagten ſowohl wie der Staatsanwaltſchaft ausdrück⸗ 
lich zuzuerkennen, und ferner: den Recurs nicht an das competente Miniſte⸗ 
rium, ſondern an das Staatsminiſterium zuzulaſſen. Seitens der Regie⸗ 
rung wird gegen das erſte Amendement auf die räumlichen Inconvenienzen 
aufmerkſam gemacht; jedenfalls müſſe doch dem Regierungs⸗Präſidenten das 
Recht vorbehalten bleiben, den Ausſchluß der Oeffentlichkeit zu beantragen, 
ö B. bei Medicinalperſonen, den Recurs an das Staatsminiſterium zuzu⸗ 
(Ech en Geſchäfte aufbürden, die nicht in feiner Natur lägen. 

Sehr richtig! 

Abg. Gneiſt: Er empfehle Ablehnuug der Amendements; die hier zur 
Frage kommenden Gegenſtände auf die gewohnten Leiſten der Civil, Juſtiz⸗ 
und Criminalſachen zu bringen, ſei bedenklich. Dazu gehöre vor allen Din⸗ 
gen die Oeffentlichkeit der Regierun sverhandlung; ſollte dieſelbe ſich als 
möglich herausſtellen, fo werde ſie ich von ſelbſt finden, wie ſie ſich auch 
bei der Juſtiz gefunden habe. Daſſelbe ſei von dem Inſtanzenzuge, den der 
Antragſteller vorſchlage, zu ſagen. . 

Abg. v. Wat Der Vorredner ſei doch vielleicht auf einem 
Holzwege; er glaube ein Wort für die Oeffentlichkeit einlegen zu müſſen. 
Wonach ſtrebe man gemeinſam? — nach Beſeitigung der Büreaukratie, und 
aus dieſem Grunde erkläre er ſich für das Amendement, denn möglich ſei 
die Oeffentlichkeit der Regierungsverhandlungen; Ausſchluß der Fo ar 
keit in gewiſſen Fällen möge ftattfinden. Noch niemals habe die Oeffentlich⸗ 
keit einer Behörde geſchadet; er glaube vielmehr, daß ſie das Anſehen der 
Behörden erhöhe. - 

Abg. Waldeck: Wenn es ſich darum handle, einem Menſchen fein Brodt 
zu nehmen, ſo ſei das eine Strafe am Eigenthum, und das ſei gewiß eine 
Juſtizſache; in dieſer Beziehung wolle er den Ausführungen des Abg. Gneiſt 
entgegentreten; die Trennung der Juſtiz und der Adminiſtration ſei eines 
der Palladien des modernen Staats; dadurch werde die Sicherheit des Ver⸗ 
mögens garantirt. 

Abg. v. Bardeleben: Ausführbar ſei die Oeffentlichkeit gewiß, er 
glaube aber, daß fie nicht nöthig ſei. Die Fälle, wo Conceſſionsentziehung 
erfolge, ſeien nicht ſo zahlreich. Wenn überhaupt die Oeffentlichkeit eintreten 
ſolle, jo müſſe auch die Oeffentlichkeit bei den Verhandlungen des Staats⸗ 
Miniſteriums eintreten, und das werde doch wohl nicht beabſichtigt. 

Abg. Gneiſt: Die Entziehung der Conceſſion ſei ebenſo wenig reine 
Juſtizſache, wie die Ertheilung derſelben; zum Theil gehöre ſie in das oͤffent⸗ 
liche Recht, und werde auch überall ſo behandelt, nicht nach den Normen 
der Juſtiz und des Civilverfahrens. 8 
Wige der Referent, Abg. Lette, erklärt ſich gegen die Amendements 

ener. 

ie $$ 71—73 werden angenommen; die Amendements Wagener zu 
§ 74 werden ſämmtlich abgelehnt; der Riedel ſche Zuſatz wird mit überwie⸗ 


gender Mehrheit angenommen. 2 

Im $ 172 (Aberkennung der Befugniß zum ſelbſtſtändigen Gewerbe: 
Betriebe für immer ober auf Zeit) findet der Abg. v. Ammon eine Un⸗ 
klarheit, inſofern nicht beſtimmt ausgeſprochen ſei, daß er wegen Mißbrauchs 
ſeines Gewerbes eventuell nur zum Verluſt dieſes Gewerbes verurtheilt 
werden könnte — ein Bedenken, welches der Berichterſtatter Abg. Lette 
übertrieben ängſtlich und unbegründet hält, da dieſelbe Beſtimmung ſchon 
in der allgemeinen Gewerbeordnung enthalten ſei — und eine Härte, in ſo⸗ 
fern für gewiſſe Fälle auf den Verluſt der Befugniß erkannt werden male 
— Seitens der Regierung wird das erſte Amendement, obgleich überflüſſig, 
acceptirt; die zweite, als hart getadelte Beſtimmung, als eine Conſequenz 
des Strafgeſetzbuchs, vertheidigt. { . 

Abg. Dr. Veit will, falls die zweite harte Beſtimmung nicht ganz ges 
ſtrichen wird, a eine Milderung dafür, daß nicht auch wegen eines 
vorher begangenen Vergehens die Befugniß zum Gewerbebetriebe aberkannt 
werden Hi und daß die erfte Verurtheilung wegen eines Verbrechens 


nicht innerhalb der letzten zehn, ſondern der letzten fünf Jahre erfolgt ſein 
muß. — Mit der ßer Biehrzel Präciſirung und der Veitſchen Milderung 
9 17755 172 mit großer Mehrheit angenommen. — Ebenſo ohne Discuſſion 


Zeitun 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 11. April 1861. 


Als der Präſident zu dem folgenden Paragraphen übergehen will, 
erhebt ſich lauter Widerſpruch. Es iſt 3 Uhr. Die Sitzung wird geſchloſſen. 
Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr: Fortſetzung der heutigen Verhandlung 


und Berathung der Novelle zur Gewerbeſteuer⸗Geſetzgebung. 


K. C. 33. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten am 10. April. 

Präſident Simſon eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. — Am Miniſter⸗ 
tiſche v. d. Heydt, Graf v. Schwerin und einige Reg.⸗Kommiſſare. — 
Das Haus iſt zu Anfang nur ſpärlich beſetzt, ebenſo die Tribünen. 

Bei Fortſetzung der Berathung über die Novelle zur Gewerbegeſetz⸗ 
gebung werden zu den $$ 174 u. 176 (Erlöſchen der Befugniß zum Gewerbe 
bei Verluſt der ürgerlichen Ehre, Strafen bei unterlaſſener Anmeldung) 
ohne Discuſſion angenommen. — Ebenſo Art. II. der Vorlage (Beſtimmun⸗ 
en über ein etwa bei Verkündung dieſes Geſetzes ſchon eingeleitetes Conceſ⸗ 
Nonsentziebungs-Berfahren). 

In Art. III. (Aufhebung entgegenſtehender Beſtimmungen früherer Ge⸗ 
feße) will die Commiſſion auch den § 58 der Allg. Gewerbe⸗Ordnung von 
1845 (welcher den gewerblichen Betrieb der Bauconducteure, Feldmeſſer, 
Apotheker, Mäkler u. dgl. vom chriſtlichen Glaubensbekenntniß abhängig 
macht) und die SS 1—4 des Preßgeſetzes (Conceſſion und Prüfung für Preß⸗ 
gewerbe) für aufgehoben erklären. 

Abg. Veit erklärt ſich für den Komm.⸗Antrag und nimmt eventuell den 
in der Kommiſſion ſchon geſtellten Antrag wieder auf: Der Vollbeſitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte ift erforderlich zum Beginn des Gewerbes als Buch⸗ 
oder Steindrucker, Buch⸗ oder Kunſthändler, Antiquar und Leihbibliothekar, 
ſowie als Inhaber von Leſekabinetten, als Verkäufer von Zeitungen, Flug⸗ 
ſchriften und Bildern. Dieſe Beſtimmung tritt an die Stelle des § 1 des 
Geſetzes vom 12. Mai 1851 über die Preſſe. Der Abg. V. erklärt dabei: 
Bei Erlaß des Preßgeſetzes habe man geglaubt, dem Buchhandel ſtrengere 
Feſſeln durch die Konzeſſion anlegen zu müſſen. Er begreife dies um ſo 
weniger, als man den Handel und den Betrieb von Fabriken, von denen das 
Wohl Tauſender abhange, freigebe. Die Staatsregierung habe bei Erlaß 
des Preßgeſetzes dadurch einen Riegel vor die Preßfreiheit ſchieben wollen, 
daß. fie. die Selbſtſtändigleit von einer regelmäßigen Lehrzeit abhängig 
machte. Um den Gebilveten die Möglichkeit zu gewähren, einen Buchhan⸗ 
del ohne beſtandene Lehrzeit zu errichten, habe man noch in der letzten 
Stunde ein Amend. angenommen, wonach der Buchhändler vor Errich⸗ 
tung des Gewerbes einer Prüfung unterworfen werden ſolle. Seit 
10 Jahren ſei er Mitglied der Prüfungstommiffion und müſſe nach 
ſeinen Erfahrungen behaupten, daß die Prüfungen ohne allen Er⸗ 
folg geweſen ſeien, daß fie ſich nicht nur als überflüſſig, ſondern als ſchäd⸗ 
lich erwieſen hätten. Er empfehle deshalb die Annahme des Commiſſions⸗ 
Vorſchlages, event. des von ihm geſtellten Amendements. Bei keinem Ge⸗ 
werbe habe das Conceſſionsweſen fe ee gone wie bei dem Preß⸗ 
gewerbe; er erinnere an den Buchdrucker N. Müller in Eupen, an die An⸗ 
gelegenheit der Buchdruckerei in Fürſtenwalde u. a.; es liege ſomit ein Be⸗ 
dürſniß vor für die Commiſſions⸗Vorſchläge. Wenn die Vorlage ſich nicht 
blos mit der Gewerbeordnung beſchäftige, ſondern hinübergreife auf andere 
Gebiete, ſo könne ſie auch das Gebiet des Preßgeſetzes berühren; ſo daß 
dem Commiſſions⸗Antrage nichts entgegenſtehe. Das Syſtem des Preßge⸗ 
ſetzes werde dadurch nicht geſtört, weil der ganze erſte Abſchnitt des Preß⸗ 
geſetzes vom Preßgewerbe handle. 

Abg. ier Acht Er ſei entſchieden für vollkommene Freiheit der Preſſe, 
und in dieſer Anſicht habe ihn auch nicht ein Artikel in dem Aprilheft der 
„Militäriſchen Blätter“ erſchüttert, der die bekannten greifswalder Vorgänge 
um Gegenſtande einer Beſprechung gemacht habe, die in Entſtellung der 


atſachen alles Dageweſene überbiete; er ſei durch dieſe maßloſe Ueher⸗ 


ſchreitung der Preßfreiheit nicht gegen dieſelbe eingenommen, weil er das 
feſte Vertrauen habe, daß der preußiſche Staat bei feſter Handhabung des 
Rechts auch ſolche Artikel nicht zu fürchten habe. Wie ſehr der Artikel die 
betr. Vorgänge entſtellt habe, beweiſe, daß darin von einer Kaſerne die Rede 
ſei, während in Greifswald keine einzige Kaſerne exiſtire (Heiterkeit), und 
auch nichts ähnliches, was etwa einen Anlaß zu Mißverſtändniſſen habe 
geben können. Der Art. ignorire ferner aber auch eine Tharſache, die im 
Lande mit dem größten Dank aufgenommen worden, daß nämlich, um eine 
unparteiiſche und gerechte Unterſuchung der greifswalder Vorgänge zu er⸗ 
möglichen, durch allerh. Kabinetsordre eine gemiſchte Deputation niedergeſetzt 
ſei. Dieſe Comm. habe jetzt die Akten geſchloſſen und an das General⸗ 
Commando des 4. Armee⸗Corps abgegeben. Er hoffe, daß dergleichen Preß⸗ 
erzeugniſſe auf ein nach allen Seiten gerechtes und aktenmäßiges Urtheil 
keinen Einfluß üben werden. Dieſelben würde ihn auch nicht abhalten, ſein 
Votum im Sinne der Freiheit der Preſſe abzugeben, für den Commiſſions⸗ 
Antrag. (Bravo.) : 

Abg. Mathis: Daß er kein Verehrer des §1 des Preßgeſetzes ſei, habe 
er vor fünf Jahren durch ſeinen bekannten Preßantrag bewieſen; eine Re⸗ 
viſion der vorliegenden Beſtimmungen werde ihm ſehr willkommen jein; 
doch halte er die gegenwärtige Veranlaſſung durchaus nicht für geeignet. 
Es handle ſich hier um Verbeſſerung der generellen Gewerbe⸗Ordnung, und 
man ſolle daher nicht in die Special⸗Geſetzgebung gelegentlich einen Eingriff 
thun. Die Ss 1 bis 4 des Preßgeſetzes ſtänden durchaus nicht iſolirt da, 
ſondern in Zuſammenhang mit der ganzen Preßgeſetzgebung. Bei freier 
Preſſe müſſe es auch einen Schutz gegen die Winkelpreſſe geben. Es würde aber 
bei Aufhebung der genannten Burdgtanben ‚an jeder Controle fehlen. — 
Nach § 54 des Preßgeſetzes konne gegen die in § 1 aufgeführten Gewerbe⸗ 
treibenden vom Richter auf Verlust der Befugniß zum Gewerbebetriebe in 

ewiſſen Fällen erkannt werden; mit Aufhebung des $ 1 verliere nun dieſer 

Paragraph vollſtändig ſeine Unterlage. Er beſorge, wenn man dieſe Ma⸗ 
terie in das vorliegende Geſetz hineinziehe, werde daſſelbe ganz ſcheitern, 
wenn nicht an dem Widerſpruch der Regierung, ſo doch jedenfalls an dem 
des anderen Hauſes. Er bitte aber au das eventuelle Amendement abzu⸗ 
lehnen, da auch dieſes die Special⸗Geſetzgebung betreffe. 

Miniſter des Innern: Der Vorredner habe bel dieſer Gelegenheit 
ein Urtheil ausgeſprochen über ein Produkt der Preſſe, deſſen Publication 
die Regierung im höchſten Grade beklage (Bravo rechts“, und zwar eben ſo 
ſehr, wie ſie die von anderer Seite gebrachten vielfachen Artikel bellage, 
welche geeignet ſeien, die Einmüthigkeit zwiſchen den Bürgern, die jetzt ihrer 
Militärpflicht genügten, und den Bürgern, welche dieſelbe ſchon erfüllt hätten, 
zu ſtören für die Zeit, wo ein einmüthiges Zuſammen ehen beider Stande 
im Intereſſe und im Sinne des Vaterlandes höchſt nothwendig ſein werde. 
(Bravo rechts.) Indeſſen werde die Regierung ſich auch dieſen Artikeln ge⸗ 
genüber ſtreng an die Geſetze halten, der Staatsanwalt werde beurtheilen, 
ob Straffälliges darin ſei oder nicht. In der Sache ſelbſt empfehle er drin⸗ 
gend die Ablehnung der Amendements. Die Regierung halte dieſelben weder 
am Orte noch an der Zeit, weil ſie glaube, daß eine 5 wichtige Frage nicht 
bei Gelegenheit eines anderen Geſetzes erledigt werden könne. Die Beur⸗ 
theilung der Preßgewerbe müſſe nach anderen Bedingungen erfolgen, als die 
der anderen Gewerbe. Außerdem halte es die Regierung auch noch nicht 
an der Zeit, eine Aenderung des Preßgeſetzes vorzunehmen, und ſie könne 
ſich deshalb der Anſicht der Commiſſion nicht anſchließen; ſie glaube viel⸗ 
mehr, je mehr ſie ſich aller Einwirkung auf dies beſtehende Gewerbe ent⸗ 
halte, deſto mehr müſſe ſie an den Garantien bei Errichtung von Gewerben 
feſthalten. Die Regierung werde in Erwägung ziehen, ob es nötbig ſei, an 
der Prüfung feſtzuhalten, ob der Begriff „Unbeſcholtenheit“ näher zu prä⸗ 
cifiren; er erkläre aber im Namen der Regierung mit Beſtimmtheit, daß dies 
felbe für dieſes Jahr eine Abänderung des Preßgeſetzes weder beabſichtige, 
noch dieſelbe annehmen könne, Im Intereſſe des ſanvere des Ge⸗ 
ſetzes bitte er deshalb um Ablehnung des Commi ſionsverſchlages und der 
Amendements. 54 

Abg. Wagener ſchließt ſich den Ausführungen des Miniſters an. Er 
und ſeine Freunde ſtimmten für die Regierun S⸗Vorlage, nicht, wie der 
Abg. Reichenheim, als für eine Etappe zur unbeſchränkten Gewerbefreiheit; 
fie hätten ſtets die Preſſe der Verwaltung entziehen und der richterlichen 
Gaiſcheddung unterwerfen wollen; auch ſeien die Amendements inconſequent; 
die Conceſſionen ſollten beibehalten werden für Privatlehrer, für Leute, die 
Gift feil hielten, für Schaufpielunternehmer, und aufgehoben für die Kuh 
Gewerbe; die Preſſe aber könne weit ſchädlicher wirken, als Gift; die Preſſe 
ſei ein Hauptinſtitut des Volksunterrichts. — Ferner ſei ja ausdrücklich 
erklärt, der Frage wegen der Prüfungen ſoll durch dieſe Vorlage nicht prä⸗ 
judicirt werden. Die Conceſſion könne erſt wegfallen, wenn die Buchhänd⸗ 


— 
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ler ſich zu einer corporativen Genoſſenſchaft zuſammengefaßt hätten, wenn 
es eine Buchhändler⸗Innung gebe. Die Regierung werde die Beſtimmun⸗ 
gen über die Conceſſionsertheilungen gewiß milde handhaben. 

Abg. Waldeck: Eine Buchhändler⸗Innung ſei den Geſetzen nicht gemäß; 


fie einzuführen fei ein Akt der Nichtgewerbefreiheit. Bm Beſeitigung der 


auszuſprechen, daß die könſgl. Staats⸗Regierung die be 


Conceſſionen geſchehe in der Vorlage ſehr wenig; da ſolle man nicht anſte⸗ 
hen, die von der Commiſſion gründlich geprüfte Preh der Aufhebung dieſer 
zu bejahen. Die Conceſſionen bedrohten die Preßfreiheit. Ein grenzen⸗ 
loſer Mißbrauch ſei in dieſer Beziehung getrieben; das ſei Motiv genug für 
das Haus, durch ſein Votum zu helfen. — $ 54 des Preßgeſetzes, in wel: 
chem § 1 allegirt ſei, behalte 12 Geltung und Kraft, auch wenn § I an 
ſich aufgehoben ſei. 
Abg. Gneiſt: Die Conceſſionen für die Preßgewerbe ſeien von je ein 
integrirender Theil der Cenſur geweſen; wenn nun die Preßfreiheit auf die 
Cenſur folge, fo entſtehe leicht ein Uebergangszuſtand, wo man indirecte 
Sen beibehalte, darin ſeien wir jetzt. Aber Preßfreiheit und Ger 
werbefreiheit verlangten die Beſeitigung der Conceſſionen, zugleich aber auch 
Maßregeln gegen die Winkelpreſſe; die Frage müſſe alſo im Zuſammenhang 
behandelt werden; in Zukunft werde ſie nothwendig im Sinne der Comm. 
elöſt werden. — Abg. Veit: Gegen die Winkelpreſſe gebe das allgem. 
andelsgeſetzbuch das richtige Mittel an mit der Beſtimmung, daß ein Fir⸗ 
menverzeichniß geführt werden müſſe, das jetzt nicht einmal bei der Behörde 
. von den errichteten Preßgewerben erhalte die Polizei wohl 
tenntniß, aber nicht von den aufgehobenen. — Eine Buchhändler: Corpora- 
tion gebe e3 ſchon jetzt, durch ganz Deutſchland, die zwar für ihre Mitglie⸗ 
der nicht einſtehen könne, das könne leine Corporation, aber die doch einen 
großen moraliſchen Einfluß auf ihre Mitglieder ausübe. — Nach der Erklä⸗ 
rung des Miniſters müſſe er ſagen, daß er die Vorlage nicht gefährden 
wolle, daß er den Tauſenden, denen das Geſetz eine Erleichterung in Aus⸗ 
ſicht ſtelle, dieſe Erleichterung nicht entziehen wolle, weil ſie den Preßgewer⸗ 
ben nicht auch zu gute kommen; falls alſo ſein Amend. die Vorlage gefähr⸗ 
den werde, ſo ziehe er es zurück. Zudem werde wohl die Erklärung des 
Miniſters auf das Haus jo eingewirkt haben, daß er in der Minorität bleibe; 
das könne leicht den Schein erregen, als ſei die Majorität materiell nicht 
einverſtanden. Endlich dürfe er nach der Erklärung des Miniſters hoffen, 
daß die Reg. bald ſelbſt die Sache in die Hand nehme. Aus allen dieſen 

Gründen ziehe er ſein Amend. 2 

Abg. Reichenſperger (Köln): Die Erfahrungen der letzten Jahre lie⸗ 
ßen es allerdings wünſchenswerth erſcheinen, beſtimmtere Kriterien als die 
Begriffe Unbeſcholtenheit u. dgl. zu haben; indeß könnten die Erklärungen 
des Miniſters des Innern, die eine Reviſion der Preßgeſetzgebung in Aus⸗ 
ſicht ſtellten, vorläufig genügen. Der Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte, 
welchen das event. Amendement verlange, biete ebenfalls keine genügende 
Garantie, da dies nur ein negativer Begriff ſei. Er werde daher gegen die 
Aufhebung der SS ſtimmen. 

Abg. Beſeler und Schultze (Berlin) verzichten auf das Wort, da das 
Amend. Veit zurückgezogen iſt. 

Abg. v. Bardeleben jtellt das event. Amendement, die Conceſſion für 
die Leihbibliotheken beizubehalten; er lege kein weſentliches Gewicht auf die 
Prüfungen und Conceſſionen bei Buchhändlern, weil weniger die wifjen: 
schaftliche als die ſittliche Qualifikation hier erforderlich ſei, und weil die 
Conceſſions⸗ Verweigerungen ſehr ſelten einträten. Indeß müſſe zwiſchen 
den in § 1 genannten Gewerbetreibenden ein Unterſchied gemacht werden, 
namentlich in Bezug auf Leihbibliotheken und Verkäufer von Zeitſchriften. 
Für letztere beſtände ſchon eine geſetzliche Controle. Sein Amendement be⸗ 
zwecke, im Falle der Aufhebung der Ss 1—4 eine ſolche auch für die Leib: 
bibliothekare herbeizuführen, da deren Geſchäft nicht lediglich aus dem preßpo⸗ 
litiſchen, ſondern vom ſittlichen Standpunkte aus beurtheilt werden müſſe. 

Berichterſtatter Abg. Lette empfiehlt die Commiſſionsanträge unter gro⸗ 
ßer Unruhe des Hauſes. Dem event. Amendement müfje er entgegenſetzen, 
daß bei einer Controle den Leihbibliotheken die ganze franzöſiſche Romanen⸗ 
literatur verboten werden müßte. Man ſolle doch dem Vater oder Vormund 
= ns der Lektüre überlaſſen. Er halte das Amendement nicht 

r praktiſch. 

Bei der Abſtimmung über Art. III. wird die Aufhebung des § 58 der 
Allg. Gewerbeordnung mit großer Majorität beſchloſſen, die der $ 1—5 des 
der Rel en mit großer Majorität abgelehnt (dafür nur einzelne > auf 
der Rechten und die Abg. Behrend und Gen.); mit dieſer Ausnahme kommt 
der en Art. III. in der Faſſung der Comm. zur Annahme. — Ueber den 
ganzen Geſetzentwurf wird in der nächſten Sitzung abgeſtimmt. 

m Anſchluß hat die Comm. die Reſolution beantragt: „Die Erwartung 

1 eſtehenden geſetzlichen 
Vorſchriften über die Conceſſionen zum Kleinhandel mit Getränken als Ne⸗ 
bengewerbe einer Reviſion unterwerfen werde.“ — Abg. Burghart befür⸗ 
wortet die Reſolution: Eine langjährige Erfahrung habe ihn von der Noth⸗ 
wendigkeit einer Reviſion der bdeſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Schankwirthſchaften überzeugt, und eine große Anzahl von Petitionen 
konſtatire, daß im Lande viele Klagen über dieſelben herrſchten. Er tadle 
namentlich die außerordentliche Unbeſtimmtheit derſelben bei den Conceſſions⸗ 
entziehungen, die geradezu in vielen Fällen zu den gröbſten Willkürlichkeiten 
führe. Das Geſetz beſtimme z. B., daß die Conceſſion bei begründeten Be: 
ſchwerden zu entziehen ſei; was ſei denn aber eine begründete Beſchwerde? 
Entehrende Verbrechen, fortgeſetzte hartnäckige Competenz gegen Anord⸗ 
nungen der Obrigkeit c. In der Praxis ſtelle ſich das indeß mitunter 
anders; da ſei es ſchon genug, wenn der Conceſſions⸗Inhaber nicht rich⸗ 
tig ſtimmen, unangemeldeke Verſammlungen bei ſich habe, die ihm octroyirte 
Zeitung nicht halte u. ſ. w. Es würde eben ſo zweckmäßig und leicht ſein, 
eine beſtimmte geſetzliche Norm aufzustellen: in den und den Fällen wird die 
Conceſſion entzogen. Die Bedürfnißfrage anlangend, ſo ſei dieſelbe in den 
Städten wenigſtens nicht durchgreifend. Während in einer beſtimmten Zeit 


im ganzen Lande die Zahl der Schank⸗Conceſſionen zurückgegangen, habe ſie 


ſich in Berlin gemehrt, und zwar auf 1640, Er frage: ſei die 164 ʃ1ſte Con⸗ 
ceſſion ein Bedürfniß, oder ſei es die 1640ſte? Er möchte vorſchlagen, daß 
die Geſetzgebung einen praktiſcheren Weg einſchlage. So müſſe z. B. die 
Uebertragung von Conceſſionen erleichtert werden; für die Städte ſei die 
Bedürfnißfrage zu ſtreichen und durch eine Verſchärfung der Strafvorſchriften 
wegen Mißbrauchs zu erſetzen. Endlich müßten bei Verſagung der Conceſ⸗ 


ſion die Gründe mitgetheilt werden. 


Miniſter des Innern: Die Regierung verkenne das Bedürfniß einer 
Reviſion auf dieſem Gebiete nicht und ſei ſchon ſeit längerer Zeit mit der 
Berathung beſchäftigt. Die Regierung erachte die Sache aber nicht ſo leicht 
und werde dem Redner ſehr dankbar ſein, wenn er der Regierung bei der 
ferneren Berathung ſeine Mitwirkung angedeihen laſſen wolle. (Schluß folgt.) 


Berlin, 10. April. [Umtlihes.) Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Die Landgerichts-Aſſeſſoren Vüllers in Düſſel⸗ 
dorf, Pfeffer in Cleve und Emundts in Aachen zu Landgerichts⸗ 
Räthen bei den dortigen Landgerichten, fo wie den Landgerichts⸗Aſſeſſor 


Schwendler in Aachen zum Landgerichts-Rath in Saarbrücken zu 


ernennen; und den Rechtsanwalten und Notaren Breitenbach zu 
Danzig und Knorr zu Kulm den Chargkter als Juſtizrath, dem 
Kreisgerichts⸗Salarienkaſſen-Rendanten Bordt zu Pr.⸗Stargardt den 
Charakter als Rechnungsrath und den Kreisgerichts-Sekretären Hoyer 
zu Kulm und von Teſſen⸗Wenſierski zu Berent den Charakter 
als Kanzleirath zu verleihen. — Ihre Maj. die Königin haben aller: 
gnädigſt geruht: Dem Juwelier und Goldſchmied Karl Becker zu 
Köln das Prädikat Allerhoͤchſtihres Hof-Juweliers und Goldſchmieds zu 
verleihen. — Der durchlauchtigſte Herrenmeiſter des Johanniterordens, 
Prinz Karl von Preußen kgl. Hoh., haben den Rechtsritter und Or— 
densſekretär: Flügel⸗Adjutanten Sr. Maj. des Königs, Oberſten und 
Commandeur des Garde:Hufaren-Regiments, Grafen v. Bis marck⸗ 
Bohlen, nach Anhörung und erfolgter Zuſtimmung des Ordens-Ka⸗ 
pitels, zum Ehren⸗Commendator des Johanniter-Ordens ernannt. — 
Der bisherige Kreisrichter Zenker in Frauſtadt iſt zum Rechtsanwalt 
bei dem Kreisgericht zu Küſtrin und zugleich zum Notar im Departe— 
ment des Appellationsgerichts zu Frankfurt, mit Anweiſung ſeines 
Wohnſitzes in Küſtrin, ernannt worden. (St. A.) 
Poſen, 10. April. [Widerruf.] Mit Bezug auf die neuliche 
Ankündigung eines Trauergottesdienſtes für die im Jahre 1848 in 
Trzemeſzno gefallenen Polen bringt Nr. 82 des „Dz. pozn.“ folgende 
Anzeige: „Wegen eines rituellen Hinderniſſes kann der Trauergottes⸗ 


dienſt für unſere im Jahre 1848 gefallenen Brüder bei uns am 10. 


d. M. nicht abgehalten werden; es wird daher ſpäter ein anderer 
Tag für dieſe Trauerfeier beſtimmt werden. Die Alteſten der ‚Schub: 
macherinnung in Trzemeſzno.“ 


U 
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Defterreicd. 

[Die a Wien, 10. April. In der heutigen 
Sitzung des Landtages hat der Wahlprüfungsausſchuß Bericht erſtattet. Der 
Ausſchuß ſprach ſich für die Giltigkeit der Wahl Zang's aus und ſtellte 
einen Antrag auf Abänderung des betreffenden Paragraphen der Wahlord⸗ 
nung. Es wurde die Siſtirung einer Neuwahl bis zur erfolgten Entſchei⸗ 
dung beſchloſſen. Der Superintendent Franz ſagte dem Kaiſer und dem 
Miniſterium feinen Dank für das heute publicirte Proteſtantenpatent. 

Wien, 10. April. In der heutigen Landtagsſitzung wurde die Wahl 
des Abg. Zang einſtimmig für giltig erklärt und der Antrag, die Abände⸗ 
rung des bezüglichen Paragraphen der Wahlordnung zu beantragen, ange⸗ 
nommen. Breſtl's Antrag, daß Frauen ſowohl durch Selbſtabgabe ihrer 
Stimmen, als durch Bevollmächtigte ſtimmberechtigt ſein ſollen, wurde eben⸗ 
falls angenommen. ; 

Prag, 10. April. In der heutigen Landtagsſitzung wurde die Dank⸗ 
adreſſe an den Kaiſer, die Adreſſe des Erzbiſchofs wegen der Krönung in 
12 und Rieger's Antrag auf Unverantpwortlichkeit und Unverletzlichkeit 
der Landtagsdeputirten auf die morgende Tagesordnung geſetzt. 

‚Salzburg, 10. April. Heute en im Landtage die Wahlen zum 
Reichsrathe ſtatt. Gewählt wurden: Der Miniſter Laſſer, der Prälat 
Eder und der Abgeordnete Gſchnitzer. 

Peſth, 9. April. Die Unterhausſitzung betraf lediglich die Conſtituirung 
des Hauſes und entbehrte jedes höheren Intereſſes. Der „Lloyd“ theilt einen 
höchſt energiſchen Proteſt mit, welchen geſtern das graner Comitat hinſicht⸗ 
lich des Februar⸗ Patentes und mit Hinblick auf die Abſicht der öſterreichi⸗ 
ſchen Miniſter, ſich in ungariſche Angelegenheiten zu miſchen, gefaßt hat. 
Der Judex Curiae, Graf Apponyi, iſt heute nach Wien gereiſt. 

Prag, 9. April. Die heutige fünfſtündige Sitzung des Landtages war 
eine ſehr bewegte. In den Protokollen wird der Name „Czeche“ durch den 
Ausdruck „Böhme“ erſetzt werden. Die Wahl Wawra's wurde für un iltig er⸗ 
klärt, eine Petition um Rehabilitirung der Amneſtirten Geſammt⸗Oeſterreichs 
beſchloſſen. Morgen findet die Beeidigung ſtatt. 

Brünn, 9. April. Heute fand die zweite Sitzung des Landtages ſtatt; 
von Seite der Commiſſion wurde nur die Wahl von Hohenſtadt beanſtan⸗ 
det. Der Statthalter und der Landeshauptmann nahmen die Beeidigung 
der Abgeordneten vor, worauf erſterer das Diplom vom 20. Oktober über⸗ 
gab und die Regierungsvorlagen mittheilte. Die vom Landeshauptmann 
wurde wurde en bloc angenommen und hierauf eine Dankadreſſe an Se 
Majeſtät votirt, welche durch eine Deputation von neun Mitgliedern über: 
reicht werden ſoll. Fürſt Salm überreicht einen Proteſt, welcher, indem er 
der Zeitverhältniſſe wegen den Landtag anerkennt, Verwahrung wegen Ver⸗ 
luſt der ſtändiſchen Rechte einlegt. Dr, Praſchak überreicht einen Proteſt 

egen die Wahlordnung, in welchem auf das zwiſchen Böhmen und 

ähren beſtehende „ſtaatsrechtliche“ Verhältniß hingewieſen wird. Die 
Majorität beſchließt auf Giskra's Antrag die Nichtaufnahme dieſer Pro⸗ 
teſte in das Protokoll und Uebergang zur Tagesordnung. Fürſt Salm 
proteſtirt, unter Slavarufen von der Gallerie, dagegen. 

Troppau, 9. April. Heute war der Andrang des Publikums zum Zu 
ſchauerraume im Sitzungsſaale des Landtages ein ſehr großer. Die Sitzung 
wurde um 211 Uhr eröffnet; es hatten ſich zu derſelben 29 Deputirte ein⸗ 
gefunden, Die Drucklegung der ſtenographiſchen Berichte und die Herſtel⸗ 
lung einer Wohnung ür den Landeshauptmann wurde beſchloſſen; ferner 
wurde vom Comite beantragt, daß ein für die Abhaltung der Landtage ge⸗ 
eignetes Gebäude auf Landeskoſten hergeſtellt werde. 

Bei der ſtattgefundenen Wahl des Landtages wurden als Abgeordnete in 
den Reichsrath gewählt: Amand Graf Kuenburg, Richard Graf Belcredi, 
Dr, Franz Hein, Dr, Joh. Demel, Freih. von Kalchberg, Paſtor und Senior 
Karl Schneider. Als Erſatzmänner wurden gewählt: Kun Graf Kolowrat, 

abrikbeſitzer Karl Hochſtetter, Rudolph Seeliger und Paſtor Zlik. 

r. 168 d. Ztg.) Alle Gewählten ſprachen, der Verſammlung für ihr Ver⸗ 
trauen dankend, ſich einſtimmig dahin aus, in Treue gegen Se. Maj. und 
ihre Pflichten die Reichseinheit und Integrität der Monarchie aus allen 
hen re und die Grundſätze der konſtitutionellen Verfaſſung auf: 
rechtzuerhalten. 

ara, 9. April. Nachdem am gten d. Mts. die kirchliche Feierlichkeit 
unter Anweſenheit der Landtags⸗Abgeordneten abgehalten worden war, 
fand geſtern die Eröffnung des Landtages ſtatt. Der landesfürſtliche Com⸗ 
miſſär ſtellte den Präſidenten des Landtages, Petrovich, der Verſammlung 
vor und machte die Regierungs-Vorlagen bekannt, wonach der Landtags: 
Präſident den Landtag mit einer Anſprache eröffnete. Hierauf folgte die 
Wahl der Schriftführer und wurde für die Debatte der Gebrauch der italie⸗ 
niſchen und der illyriſchen Sprache mit Gleichberechtigung beider beſchloſſen. 
Zur Prüfung der Wahlen wurden Comite's zuſammengeſetzt. Am 11, dürfte 
die zweite Landtagsſitzung ſtattfinden. 


Kattowitz, 10. April. Durch Reiſende des ſoeben (Nach⸗ 
mittag 3 Uhr) von Warſchau ankommenden Zuges erfährt man, daß 
die dortigen Unruhen bis geſtern Nachmittag gedauert haben. Der 
Belagerungszuſtand iſt noch nicht proklamirt, ſteht indeß in Ausſicht. 
Dagegen ſind ſtrenge Verordnungen ſeitens des Polizeimeiſters erlaſſen; 
z. B. darf Niemand mehr mit den Zeichen der Trauer erſcheinen, auch 
keinen Stock tragen Wo dies dennoch geſchieht, ſchreitet das Militär 
ein. Verwundete dürfen ſich ebenfalls nicht auf den Straßen blicken 
laſſen. Die Zahl der Todten wird ſehr verſchieden angegeben, da 
dieſelben ſofort vom Militär beſeitigt worden ſind. Bis geſtern waren 
vom Cioil 108 Verwundete und 70 Arretirte. (S. die amtliche Be: 
kanntmachung in der Breslauer Zeitung Nr. 167.) Graf Zamoyski 
ſoll ebenfalls verhaftet ſein (die direkten Berichte melden hiervon nichts). 
— In der Judenſtadt erbrachen Militärs Kaufläden und kam 
es in Folge deſſen zu einem hartnäckigen Kampfe, wobei 8 Juden 
geblieben fein ſollen. Von der jüdiſchen Geiſtlichkeit wurde das 
Geſuch geſtellt, die auf dem Schloſſe aufbewahrten füdiſchen Leichen 
herauszugeben. Das Geſuch iſt unter der Bedingung gewährt wor— 
den, daß die Beerdigung in aller Stille erfolge. — Die Aufregung 
iſt eine unbeſchreibliche, ſo daß man zuverläffige Mittheilungen von 
ſonſt glaubwürdigen Männern doch nur mit Vorſicht aufnehmen muß. 


e Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 10, April, Nachm. 3 Uhr. Die Zprz. begann bei ſtarkem An: 
gebot zu 67, 45, wich auf 67, 40, ſtieg dann auf 67, 65 und ſchloß in 
beſſerer Haltung, aber unbelebt zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr 
waren 91% eingetroffen. — Schluß⸗Courſe: Z3proz. Rente 67, 60, 
4 rz. Rente 95, 50. Zproz. Spanier —. Iproz. Spanier 41%, Silber: 
Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn-Aktien 458. Credit⸗mobilier⸗Aktien 
646. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. Kredit⸗Aktien —, ; 
London, 10. April, Nahm., 3 Uhr. Wetter ſchön. Conſols pr. Mai 
91%. Iproz. Spanier 41%. Mexikaner 23%. Sardinier 8114. 5proz. 
Ruſſen 101, 4%prz. Ruſſen 91. e 
Wien, 10, April, Mittags 12 Uhr 30 Min. Staatsfonds feit, 5pro;. 
Metall. 65, 40. 4 proz. Metall. 53, 50. Bankaktien 695. Nordbahn 
201, 20. 1854er Looje 84, 50. National⸗Anlehen 75, —. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 274, —, Greditaltien 155, 80. London 152, 25. Hamburg 
113, 75. Paris 60, 30. Gold —, —. Silber — —. Eliſabetbahn 183, —. 
Lomb. Eiſenbahn 185, — Neue Looſe 114, —, 1860er Looſe 80, 50 
„Frankfurt a. M., 10. April, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Ungünſtige Be: 
richte und niedrigere wiener Notirungen drückten öſterr. Effekten; Geſchäft 
belebt. Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbach 127%, Wiener Wechſel 
76%. Darmſt. Bank⸗Aktien 176. Darmſt. Bettelbant 23444. öproz. Met. 
40. 4% proz. Metall. 33%, 1854er Looſe 54%. Oeſterr. National⸗Anleihe 
47%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Attien 214. Oeſterr. Bank⸗Antheile 
531. Oeſterr. Credit⸗Aktien 1187. Neueſte öſterr. Anleihe 53. Oeſterr 
Glijabetbahn 117. Rhein⸗Nabe⸗Bahn 23. Mainz⸗Ludwigsbafen Litt. A. 99. 
Hamburg, 10. April, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Sehr wenig Geſchäft. 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 48%. Seſterr. Eredit⸗Aktien 50%. 
Vereinsbank 100. Norddeutſche Bank 87%. Diskonto — Wien —, —, 
amburg, 10. April. [Getreidemarkt.] Weizen loco ſtille, ab 
auswärts geſchäftslos. Roggen loco ruhig, ab Königsberg pr. April 72 
erlaſſen, 71 zu bedingen. Oel pr. Mai 23%, pr. Oktober 24% — 7. Kaffee 
Markt günſtig; ſchwimmend 3600 Sad Laguapra und einige Tauſend Sack 
Rio. Zink 3000 Ctr. loco 11%, 1000 Ctr. Lieferung 11%. 
Liverpool, 10. April. [Baumwolle.] 10,000 Ballen Umſatz. 
Preiſe 4 — , höher als am vergangenen Freitage. 


e e Brenn 
Berlin, 10. April. An der Börſe brachte ſich heute 1 die Mei⸗ 
nung zur Geltung, daß die in Warſchau den letzten Depeſchen zufolge ange⸗ 
wandte Energie des Gouvernements eine wirkſame Reaktion gegen die pol⸗ 
niſche Bewegung leiſten werde. Auf einen flauen Geſchäftsanfang ſtellte ſich, 


(Sichel: 


Thlr. bez., 45 Thlr. Br. 44% Thlr. Gld., 
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hauptſächlich durch dieſe Erwägung gefördert, eine feſtere Haute ein. Nach⸗ 
dem iu den gedrückten Eröffnungspreiſen die Frage für viele Effekten, na⸗ 
mentlich unter den kleinen Spekulationspapieren, ſich ſehr lebhaft geſtaltet 
hatte, ſchwand die Verkaufsluſt und wurden dann zum Theil anſehnlich hö⸗ 
here Courſe gern bewilligt. In den Papieren, um die es ſich hierbei han⸗ 
delte, war der Umſatz im Verhältniß zu der in den letzten Tagen wahrge⸗ 
nommenen Geſchäftsſtille nicht ganz unbeträchtlich. Daſſelbe war auch in 
preußiſchen Staatspapieren der Fall, die durch ſtärkeres Angebot bei Beginn 
der Börſe merklich gedrückt, dann, jedoch ohne eine ſo namhafte Coursbeſſe⸗ 
rung, geſucht blieben. Pfandbriefe, die zufällig in größeren Summen am 
Markt ſind, fanden ſelbſt zu ſehr gedrückten Courſen keine Käufer. Im 
Ganzen war jedoch, wie aus dem Erwähnten erhellt, die Stimmung muthi⸗ | 
ger und fehlten beſonders am Schluſſe eher Abgeber als Nehmer. Der Geld: 
markt war unthätig, Disconto 2% %. 
Auch die öſterreichiſchen Effekten hatten nach niedrigen Anfangscourſen 
775 ir ſteigende Bewegung, doch war das Geſchäft in ihnen nur we⸗ 
nig belebt. 1 : 
n Nationalbank⸗Aktion kamen nur ſehr vereinzelte kleinere Umfäge vor, 
anzen war hier eine große Geſchäftsloſigkeit. 
Belebter waren die Eiſenbahn-Aktien, beſonders der größere Theil der 
ſchleſiſchen Aktien. Die enorme Mindereinnahme der Oberſchleſiſchen, die 
durch den heute mitgetheilten Monatsausweis beſtätigt iſt, war übrigens 
bereits durch Rückgang der letzten Tage hinreichend escomptirt, ſo daß heute 
Anfangs nur % billiger mit 17% gegeben wurde, und ſpäter nicht unter 
118%, jo daß die Aktie heute nicht niedriger als geſtern ſchließt; Litt. B. 
wurden mit 10544 gehandelt. Freiburger wichen um 4% bis 92%. Ko⸗ 
ſeler und Oppelner verkehrten meiſt im Umtauſche 14—1½ % herabgeſetzt. 
doch blieb für Oppelner eher ſelbſtändige Frage, während Koſeler nur mit 
31 / gut zu laſſen waren. l 
Von preußiſchen Fonds gingen namentlich Staatsſchuldſcheine um 4% 
auf 86 zurück, während die 4½% Anleihe, Anfangs um „. % auf 101% 
gedrückt, ſpäter mit 101% zu laſſen war. Die 5% war % billiger mit 105 
ſchwer verkäuflich. Von Pfandbrieſen waren Pommerſche und Weſtpreußen 
beſonders reichlich am Markt, und gingen erſtere um 4% auf 86% zurück. 
Metalliques gingen herabgeſetzt um, Creditlooſe trug man % Thaler 
billiger an, National⸗Anleihe hielt ſich auf geſtriger Schlußnotiz von 48%, 
anfänglich kam fie % darunter in den Handel. Die ruſſiſchen und polniſchen 
Effekten gingen zu weiter gedrückten Courſen etwas lebhafter als ſonſt um. 
Wiener Wechſel ſtellten ſich in kurzer Sicht auf 65, meiſt aber auf 65 , 
— , lange Briefe bezahlte man von 64% — 4, die höheren Courſe blieben 
zu bedingen; für Warſchau fehlten zu 86% Nehmer. (B.- u. 9.8.) 
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ix Berliner Börse vom 10. April 1861. 
Div.] Z. 


Fonds- und Geldeourse. 1800. F. 
nh s. ba. 


Freiw. Staats-Anleihe 4% 1011, G. 
Staats- Anl. von 1850, 
52, 54, 55, 56, 574½ 110116 bz. 


Oberschles. C. 
dito Prior A. 


dito Prior B. 


— 501 
dito 1853| 46% B. dito Prior C. . — 25 9940 B. 
dito 1859) 5 105 bz. dito Prior D. — 488 8. 
Staats-Schuld-Sch. .. 3 ½ 86 bz. dito Prior R. 31,76% 6 
Präm.-Anl. von 1886 %% 117½ bz io Brlor E. . | = Dual 
: 1 2 dito Prior F. . — 141, 04% etw. br. 
Berliner Stadt-Obl. . 4½ 10 2½ B. Oppeln-T. 31½ à 32 b. 
Kur- u. Neumärk. 3 ½ 30% B. Eins. W, 481. V.) % 4 81 8 75 
8 Ne 15 Id — Rheinische ..... — | 4 |717Y, etw. bz. u G. 
3) dito neue de 97%, bz. 1 1 at = 1 RZ IF, 
— — . 4 — ——— 
Ae ee A eben 
dito neue 4 8875 bz Rhein-Nahebahn | — |, 4,123 @. 
Schlesische 131,89 B. n 317 3 — — 
o Kur- u. Neumärk. 4 |97 B. un ee 3% 83 B. a 
Por edche 497 B Thüringer 6 102%, & 108 be 
Se 8 Wilhelms-Bahn .| — | 4 132 b. 
Posensche 4 401½ bz. dito Brig ee 
34 Preussische ...... 495% bz ale II. B 2 4½— — _ 
# | Westf. u. Rhein. 4 % bz. mag 10 7 
nn 5 dito Prior St.] — 4½ 73 B. 
Sächsische 4 106%, bz. 4 1 8 
Schlesische. 405% B. e 
Louis dor 10% bz. u. G Preuss. und ausl. Bank-Actien. 
Goldkronen . . .. 5 bz. Div. 
1860 
Ausländische Fonds, Berl. K.-Verein.| 5 115% bz 
Oesterr. Metall... 45 41 bz. Berl.-Hand.-Ges. | — bz. 
dito öder Pr.-Anl. | 4 [541% B. Berl. W.-Cred. G. — een 
dito neue 100-f.-L.| — 0 B. Braunschw.Bank | 4 64 G. 
dito Nat.-Anleihe .| 5 431, ä& & br. Bremer = 5 98½ etw. bz. u G. 
Russ.-engl. Anleihe . 5 100% etw. bz. Coburg. Credit-A.“ — 401, B. 
dito 5. Anleihe...) 5 56 ½ bz. Darmst. Zettel-B.] 7% 90 . (excl. D.) 
dito poln. Sch.-Obl.| 4 17% bz. Darmst. (abgest.)| 4 70%, ba. u. G 
Fon Biandhpais | 4 I 7 Dess. Credit . 0 817 u G 
ito n 484 2. Dise.-Cm.-Anthl. | — 2. u. G. 
Poln. Obl. à 500 Fl. 4 90 1 Genf. Creditb,-A.| 0 21%, bz. (excl. D.) 
a Am Lu S 
dito 5 4. Ham K 8 2. u G. 
Kurless. 40 Thlr.. 464% G. 5 Er „ 411 99½ etw. bz. 
Baden 35 Fl.... .. . — 30 B. Hannov. „ — 5 5 bz. u. B. 
7 — E Leipziger 3 2. (excl. D. 
detien-Gourse. Luxembrg. 3 — 785 G. (excl. D.) 
Bir % Magd. Priv. „ [3% 4 78 B. 
11 75 7430 Mein.- Creditb.-A.| 5 66 G. 
Aach.-Düsseld, .. | 31% 3 etw. bz. Minerva-Bwg.-A. | — 161, bz. 


kach.-Mastricht. 1916 a ½ bz. Oester. Crdtb.-A. 
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50% 4 % ba. u. B. 
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Imst.-Rotterdam 5 | 4 76½ ba. u. G. Pos. Prov.-Bank | 54 . 
derte blärleishe | — | 4 |87 bz. Preuss. B.- Anth | 5$ 141,122, @. 
Berlin-Anhalter .| 6½ 4 |1131% ba. Sehl. Bank-Ver. | 5 | 4. |11y, B. 
berlin Hamburg ie) ee TG. Thüringer Bank | 2½ 4 2 6. 
Berl.-Potsd.-Mgd | 9 4 |136%,,abgst. 133 bz. Weimar. Rank. 4 4 73 B. 
Berlin-Stettiner . 6½ 4 109 br. u. B. di. D.) — 
Breslau-Freibrg. | 5½ 4 92½ à 93 bz. Wechsel-Gourse. 
Uöln-Mindener ..| — 314/135 bz Amsterdam 
Franz. St.-Eisenb.] — | 5 118 & ı18%, ba. dito 
Ludw.-Bexbach. | 9 4 125 6. Hamburg N 
Magd.-Halberst. . 11824! 4 1217 B. dito 5% 
Magd.-Wittenbrg.] — | 4 |36 4 36% bz. London N 
Mainz-Ludw. A. | — 497 ½ 1. Pst. bz. Paris‘, „ 
Mecklenburger . 214] 4 45 a 45% bz Wien österr. Währ.] T. 65 ½ bz. 
NMünster-Hammerſ 4 4 934% B. dh ee N 
Neisse-Brieger ..| 24 | 4 48 bz. Augsburg 1 . 
Niederschles, ...| 44 04% bz. Leipzig N . 
N.-Schl.-Zweigb. — [4 — — A . . 
Nordb. (Fr.-W.) | — | 4 42 4 421, bz. Frankfurt a. M. . 42 M.|56 bz. 
dito Prior. — 416 101 G. Petersburg 5 . 
Oberschles. A.. q 77% ½ % 7½ 4 118½ bz. Warschau 
dito B. 776 ½l—— — Bremen 


Berlin, 10. April. Weizen loco 72—83 Thlr. pr. 2100 Pfd., 
32pfd. gelb märkiſcher 78 Thlr. ab Bahn pr. 2100 Pfd. bez. Roggen 
oe 44/45 ½ Thlr. gefordert, April und Frühjahr 44½ —44—44% 
— 70 Thlr. bez. und Br., 44½ Thlr. Gld., Mai⸗Juni 44/— 7 —45—447 
2 Juni⸗Juli 454 —44 4 —45 % 
Thlr. bez., 45½ Thlr. Br., 45% Thlr. Gld., Juli⸗Auguſt 45% —45— 4 
ehlr. bez., Br. und Gld. — Gerſte, große und kleine, 37—43 Thlr. pr. 
1750 Pfd. — Hafer loco 25--27 Thl., Lieferung pr. Frühjahr 24—23% 
23% Thlr. bez., Mai⸗Juni 24% —24% — , Thlr. bez. und Gld., 21 
Thlr. Br., Juni⸗Juli 25% Thlr. bez., Juli⸗Aug. 26 Thlr. Br., 5% Thlr. 
Gld. Erbſen, Koch⸗ und Futterwaare 41—51 Thlr. — Rüb öl 
% 10% Thlr. bez., April und April⸗Mai 10 Thlr. bez., Mai⸗Juni 
10% Thlr. bez. und Gld., 10% Thlr. Br., Sepibr.⸗Oktbr. 1 4y—Y—% 
Thlr. bez. und Br., 11% Thlr. Gld. — Lein tt loco 10% a Liefe⸗ 
rung 10% Thlr. — Spiritus loco ohne Faß 19% bir. bez. 
April und April⸗Mai 19, — 20 Thlr. be. und Br., 19%, Thlr. Gld., Mais 
Juni 19% — 20% Thlr. bez. und Br. 20 Thlr. Gld. Juni⸗Juli 207% 
Thlr. bez., Br. und Gld. Juli Aug. 20% — / Thlr. bez., Aug.⸗Sept. 20% 
—% Tblr. bez., Sept Stibr. 196—% Thlt. bez. 

Weizen vernachläſſigt. Roggen loco ganz geſchaftslos, Termine anfangs 
durch vermehrtes Angebot gedrückt, im Verlaufe etwas höher bezahlt, ſchloſ⸗ 
ſen wieder ruhig. Gekündigt 16,000 Ctnr. Räböl feſt behauptet bei be⸗ 
ſchränktem Geſchäft. Gekündigt 3000 Etnr. Spiritus anfangs niedriger 
verkauft, ſchließt feſt. Gekündigt 20,000 Quart. 


Breslau, II. April. ga Schwaches Geſchäft 
zu ziemlich unveränderten Preiſen, mittelmäßige Zufuhren und Offerten von 
Bodenlägern und matte Haltung in allen Getreidearten. — Oelſaaten ohne 
Aenderung. — Kleeſaaten beider Farben behauptet, doch etwas matter und 
in feinen Qualitäten einiges umgegangen. — Spiritus ruhig, pro 100 Quart 
loeu 19% B., April 19% AR 


Sgr. Sgr. 
Weißer Weizen 80 84 88 92 Winterraps 75 80 84 87 
Gelber Weizen 75 80 84 89 ie 70 75 73 80 82 
Brenner: Weizen . 60 65 70 72 Schlaglein aat 70 75 80 85 93 
Roggen 57 59 61 63 Thlr. 
Gerke „ 45 48 52 54 3 
Hafer . . . 28 30 32 33 Rothe Kleeſaat 10 12 13% 14 15% 
Kocherbſen . . 58 60 62 64 Weiße dito 7111417 214% 
8. ttererbjen .. 50 52 54 56 Thymothee . 9 10 10% 11 11% 

icken 42 45 47 50 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


